
Das Privileg, das unter dem 
demografi schen Wandel leidet
Versichert Heute ist die Alters- und Hinterbliebenenversicherung (AHV) nicht mehr wegzudenken. Sie ist keine 70 Jahre 
alt, und dennoch ist ihre Zukunft inzwischen ungewiss. Denn die Pensionskasse kommt langsam aus dem Gleichgewicht.

VON MICHAEL WANGER

Das Prinzip ist simpel: Er-
werbstätige zahlen für In-
valide und Pensionierte. 
Somit gewährleisten sie 

den Betroff enen eine gewisse fi -
nanzielle Sicherheit. Was heute als 
AHV bekannt ist, gibt es hierzulan-
de schon seit 1954. Den Grundstein 
für diese Sozialversicherung legte 
allerdings schon die Industrialisie-
rung im 19. Jahrhundert. So gab es 
bereits früh Kranken- und Unfall-
versicherungen – für Beamte so-
gar Pensionseinrichtungen. Da die 
Menschen mit der Zeit immer älter 
wurden und somit auch über die Er-
werbstätigkeit hinauslebten, kam in 
der Bevölkerung der Wunsch nach 
einer Altersversicherung auf. Der 
Weg bis zu dieser war allerdings ein 
langer.
Zwar beinhaltete bereits die Verfas-
sung von 1921 einen Artikel, der die 
staatliche Förderung von Sozialver-
sicherungen vorsah, doch konkrete 
Projekte hierzu scheiterten sowohl 
1922 als auch 1938. Was dennoch zu-
stande kam, war ein staatlicher 
Kranken-, Alters- und Invaliden-
fonds. 1945, also 22 Jahre nach des-
sen Gründung, enthielt dieser schon 
352 000 Franken.

Die Schweiz machte es vor

Wie so oft in der jüngeren Geschich-
te, beobachtete Liechtenstein wach-
sam die Entwicklungen im Nachbar-
land Schweiz. Als dieses 1948 die 
AHV einführte, kam auch hierzulan-
de der Stein ins Rollen. So folgte am 
14. Dezember 1952 die Volksabstim-
mung zu einer eigenen AHV. Überra-
schenderweise kam die angedachte 
Versicherung aber nur knapp durch. 
Denn vor allem bei den Bauern regte 
sich Widerstand: Im Gegensatz zu 
lohnabhängigen Arbeitern konnten 
sich diese im Alter nämlich selbst 
über Wasser halten. Wieso sollten 
sie also für andere zahlen? Nichts-

destotrotz trat das AHV-Gesetz am 1. 
Januar 1954 in Kraft. Vier Jahre spä-
ter folgte zudem die Familienaus-
gleichskasse (FAK) und sechs Jahre 
später die Invalidenversicherung 
(IV).
Das wirtschaftliche Wachstum der 
folgenden Jahrzehnte gleiste weitere 
Verbesserungen auf. So führte 
Liechtenstein 1966 beispielsweise 
das Drei-Säulen-Konzept ein. 1973, 
respektive 1975, verdoppelte das 
Land ausserdem die Rente. Und seit 
1989 müssen Arbeitgeber per Gesetz 
für die zweite Säule deren Arbeit-
nehmer aufkommen. Stets war die 
Schweiz Auslöser für die Neuerun-
gen. Doch Liechtenstein konnte 
auch mit eigenen «Ideen» aufwar-
ten. Dazu gehörte beispielsweise das 

1992 eingeführte Weihnachtsgeld. 
Damals erhielten Rentner im De-
zember 25 Prozent mehr Geld. Heu-
te sind es 100 Prozent.

Unterwegs in die ungewisse Zukunft

Das Konzept AHV funktioniert nur 
solange das Verhältnis zwischen 
Jung und Alt ausgeglichen ist. Wenn 
die Menschen immer älter werden, 
es aber zunehmend an zahlendem 
Nachwuchs fehlt, braucht man kein 
Mathematiker zu sein, um zu wis-
sen, dass diese Gleichung nicht 
mehr aufgeht. Genau in dieser Situa-
tion befinden wir uns heute. Die 
Problematik kristallisierte sich in 
den vergangenen Jahren immer 
mehr heraus: Bis 2002 finanzierte 
sich die AHV nur aus den Beiträgen. 

Dann benötigte es dazu auch noch 
den Staatsbeitrag. Seit 2018 ist die 
AHV nunmehr auch noch auf die 
Vermögenserträge angewiesen. Geht 
es so weiter, müssen auch die Reser-
ven bald herhalten. Diese betragen 
derzeit etwa drei Milliarden Fran-
ken, was etwa für zehn Jahre genü-
gen würde.
Früher oder später braucht es aber 
eine langfristige Lösung für die Fi-
nanzierung der AHV. Fragt sich nur 
wie. Sollen der Staat und die Versi-
cherten mehr zahlen? Soll das Weih-
nachtsgeld gestrichen werden? Oder 
soll sogar das Rentenalter steigen? 
Wie es in Zukunft weitergehen soll, 
wird und muss sich bald zeigen.

«Die Alters- und Hinterbliebenen-Versicherung angenommen», titelte das 
«Volksblatt» am 16. Dezember 1952 auf seiner Frontseite. (Faksimile: «Volksblatt»)

Sommerserie
Der Historiker Christoph Maria Merki, 
Projektmitarbeiter am Liechten-
stein-Institut, hat im Auftrag des 
Infrastrukturministeriums die Ent-
stehungsbedingungen und die 
wirtschaftliche Relevanz von zwölf – 
heute selbstverständlichen – 
Infrastrukturen aufgearbeitet. 
Das «Volksblatt» stellt diese in einer 
Beitragsreihe vor.

Bereits erschienen

 Rheinschutzbau (13. Juli)
 Rüfeverbauungen (15. Juli)
 Rheinbrücken (20. Juli)
 Telekommunikationsnetz (22. Juli)
 Strassennetz (27. Juli)
 Binnenkanal (29. Juli)
 Liechtensteinische Landesbank 

   (3. August)
 Stromnetz (12. August)
 Freiwillige Feuerwehr 

   (13. August)
  Alters- und Hinterlassenen-
versicherung (20. August)

Weitere Beiträge

 Öffentlicher Busverkehr
 Eisenbahn


